
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freundinnen und Freunde,  
 

der kaltblütige Mord an 
dem hessischen Regie-
rungspräsidenten Walter 
Lübcke ruft großes Entset-
zen und Fassungslosigkeit 
hervor.  Nach  dem  aktuel- 

len Stand der Ermittlungen stammt der 
Tatverdächtige aus dem rechtsextremen 
Milieu. Ob noch mehrere Personen an der 
Tat oder ihrer Vorbereitung beteiligt wa-
ren, müssen nun die Sicherheitsbehörden 
mit dem Generalbundesanwalt an der 
Spitze umfassend klären.  
 

Große Sorgen machen mir die in rechtsext-
remen Kreisen kursierenden Reaktionen 
auf Lübckes Handeln als Politiker und 
seinen Tod, deren Häme und Hass völlig 
inakzeptabel sind. Angriffe von Rechtsext-
remen auf unser Gemeinwesen dürfen wir 
nicht dulden. So tritt neben das Entsetzen 
die Entschlossenheit für den Kampf gegen 
Rechtsextremismus. Der Fall Lübcke un-
terstreicht erneut unsere Forderung nach 
einer Reform des Verfassungsschutzgeset-
zes, um Polizei und Staatsanwaltschaft 
erweiterte Möglichkeiten zu geben, sich 
stärker in den sozialen Netzwerken bewe-
gen zu können, auf der Spur von Hasspos-
tings und strafbaren Verhaltens. Das muss 
künftig auch unter Pseudonym möglich 
sein.  
 
Eine maßvolle Erweiterung an Befugnis-
sen, wie die Erlaubnis zur Telekommuni-
kationsüberwachung an der Quelle sowie 
Online-Durchsuchungen - analog zum 
BKA-Gesetz -, liegt schon seit geraumer 
Zeit als Vorschlag vor, ist bisher jedoch 
vom Bundesjustizministerium gestoppt 
worden. Die Stärkung des Verfassungs-
schutzes und ein noch stärkerer Fokus auf 
den Rechtsextremismus sind wir Walter 
Lübcke und unserer freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung in Deutschland 
schuldig. 
 
Es grüßt Sie  

 
Dr. Günter Krings, MdB 
Vorsitzender der CDU-Landesgruppe NRW 

Foto: Laurence Chaperon 
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Fraktionsübergreifende Anträge zur Organ-
spende im Bundestag diskutiert  
Der Bundestag debattierte am Mittwoch in erster Lesung über zwei Gesetz-
entwürfe zur Neuregelung der Organspende, die beide von fraktionsübergrei-
fenden Abgeordnetengruppen angekündigt wurden.  
Denn die Zahl von Menschen, die auf ein Spenderorgan warten, ist in 
Deutschland leider sehr hoch. Die Zahl der Menschen, die bereit sind, im 
Todesfall ihre Organe zu spenden, steigt nur sehr langsam. Wie die derzeiti-
ge Situation verbessert werden kann, war bereits Gegenstand des Gesetzes 
für bessere Strukturen und Zusammenarbeit in der Organspende, das am  
1. April 2019 in Kraft getreten ist. Nun berät der Deutsche Bundestag, wie 
die Zahl an Organspenden erhöht werden kann. In diesem ethisch sehr 
schwierigen Thema müssen Lösungsvorschläge gut begründet und abgewo-
gen werden. 
 
Der erste Entwurf, den Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) und 
der stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Karl Lauterbach zusammen 
erarbeitet haben, sieht künftig eine Widerspruchslösung vor, nach der auto-
matisch jeder zum Organspender wird, der dem nicht zu Lebzeiten wider-
sprochen hat. Alle Personen ab 16 Jahren sollen demnach ausführlich in-
formiert und als Spender bundesweit registriert werden – es sei denn, sie 
widersprechen. 
Der Widerspruch soll in einem bundesweiten Register dokumentiert werden. 
Den Eintrag können die Betroffenen jederzeit selbst erstellen, bearbeiten und 
auch löschen. Im Zweifel sollen Angehörige über eine Organspende ent-
scheiden können, wenn sie glaubhaft machen können, dass der Betroffene 
kein Spender sein wollte. 
 

Neben dem von Jens Spahn und Karl Lauterbach eingebrachten Entwurf hat 
eine interfraktionelle Parlamentariergruppe um die Bundesvorsitzende von 
Bündnis 90/Die Grünen, Annalena Baerbock, sowie die Vorsitzende der Par-
tei Die Linke, Katja Kipping, einen Gesetzentwurf vorgelegt, der auf eine 
bewusste und freiwillige Entscheidung der Menschen und deren ausdrückli-
che Zustimmung zur Organspende setzt. Konkret ist darin ein bundesweites 
Onlineregister für Erklärungen zur Organ- und Gewebespende vorgesehen, 
welches für alle volljährigen Bürger sowie im Bedarfsfall für Kliniken ein-
fach und sicher erreichbar sein soll. Eingerichtet werden soll es beim Deut-
schen Institut für Medizinische Dokumentation und Information. 
 
Regelmäßige Befragungen der Bürger sowie Hinweise auf die Registriermög-
lichkeit soll es beim Abholen von Ausweispapieren bei den zuständigen 
Stellen des Bundes und der Länder geben. Dort vor Ort soll eine Registrie-
rung ebenso möglich sein wie eine Registereintragung oder -änderung von 
zu Hause aus. Voraussetzung für die Nutzung des Registers soll eine ent-
sprechende Aufklärung und ergebnisoffene Beratung der Menschen sein. Die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung soll dafür geeignetes Aufklä-
rungsmaterial zur Verfügung stellen. 
 
Im Anschluss an die zweistündige Debatte im Plenum sind die Vorlagen zur 
weiteren Beratung an den federführenden Gesundheitsausschuss überwiesen 
worden. 
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  
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Einigung auf Grundsteuerreform ist beru-
higendes Signal an die Kommunen 
Öffnungsklausel für Länder bietet Chance auf echten  
Wettbewerbsföderalismus 

 
In dieser Woche berät der Deutsche Bundestag über die Grundsteuerreform. Dazu er-
klärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag Christian Haase MdB: 

 

„Wir begrüßen, dass die Reform der Grundsteuer mit dem Beginn der parlamentarischen Beratungen jetzt Fahrt auf-
nimmt. Damit sind wir auf einem guten Wege, die Grundsteuer über 2019 hinaus sicherzustellen. Für die Kommunen 
ist es ein beruhigendes Signal, dass diese wichtige Einnahmequelle als Fundament kommunaler Selbstverwaltung 
erhalten bleibt. 
 
Die nunmehr vereinbarte Länderöffnungsklausel eröffnet die Chance auf echten Wettbewerbsföderalismus. Die Zu-
ständigkeit für die Grundsteuer landet damit dort, wo sie hingehört – die Kommunen sind Teil der Länder und damit 
sind diese für eine aufgabenangemessene Finanzausstattung der Kommunen verantwortlich. Dazu gehört auch die 
Verantwortung für den Fortbestand einer praktikablen Grundsteuer. Dass daraus in den kommenden Jahren 16 ver-
schiedene Gesetze entstehen können, ist nicht nur hinzunehmen, sondern kann durchaus sinnvoll sein. Über eigene 
Landesgesetze lassen sich Unterschiede zwischen städtischen Ballungszentren und ländlichen Räumen besser be-
rücksichtigen als bei einer bundeseinheitlichen gesetzlichen Regelung, bei der Immobilien in Berlin genauso behan-
delt werden wie Immobilien im Saarland oder in Mecklenburg-Vorpommern. Der Föderalismus in Deutschland ist 
auf dem Subsidiaritätsprinzip aufgebaut, wonach die unterste Ebene, die ein Problem lösen kann, dies auch machen 
soll. Das Prinzip kommt jetzt auch bei der Grundsteuer an. 
 
Unser Appell richtet sich nun an alle Beteiligten in Bundestag und Bundesrat, die weiteren Beratungen nicht durch 
überzogene Forderungen und Bedingungen zu erschweren. Eine längere Hängepartie wie beim Digitalpakt können 
wir uns bei der Reform der Grundsteuer nicht erlauben.“     Foto: Jan Kopetzky 
 

Wahl in Istanbul ist ein Sieg für die  
Demokratie in der Türkei 

Von Istanbul muss jetzt Signal für gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Erneuerung ausgehen  

Die Bürgerinnen und Bürger Istanbuls haben bei der Wahlwiederholung am ver-
gangenen Sonntag den Kandidaten der Opposition, Ekrem Imamoğlu (CHP), mit 
klarer Mehrheit zum Bürgermeister gewählt. Zum Wahlausgang erklärt der außen-
politische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt MdB: 

„Die Wahl in Istanbul ist ein großer Gewinn für die Demokratie in der Türkei und 
damit für die Türkei insgesamt. Das Signal, das die Bürgerinnen und Bürger Istan-
buls ausgesendet haben, ist eindeutig: Sie wollen nicht länger hinnehmen, dass sie 
gegängelt und ihre Freiheiten eingeschränkt werden. Sie wollen ein Ende der mise-
rablen Wirtschaftspolitik, in deren Folge der Wohlstand immer weiter sinkt. Wir 
gratulieren dem Wahlsieger Ekrem Imamoğlu, der nun eine große Verantwortung 
trägt. Er kann wichtige Impulse für die wirtschaftliche Entwicklung und die gesell-
schaftliche Erneuerung in der Türkei setzen. Ein solcher Weg ist auch wichtig, damit 
sich die Türkei erneut an die Werte der EU und NATO annähern kann.“ 
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